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502!J. / y' . Anfrage 

der Abg. B run n e r, M a ur e r, Ing,_ Kor t s 0 b a kund Ge-nossen 

r an den Bundesministerfiir tnneres, 

betreffend die Einle~tung einer Untersuohungder Wirtsohaf'tSPQlizei bei 

der-Steyrerm~h1-AG. 

.. ~ -.-
In einem gros sen Teil der Hst erreiohbchen Taie~llresse war vor einiger 

Zeit von einem Brief zulesell., den der Voflstand der ·Steyrermül1l-AG. an den 

Heim Bundesminister a.D.Ottö Sagmeister in seiner Eigensohaftals Vorsitzen­

der des Aufsiohtsrates der gleiohen Firma geriohtet hat. In dem Schreiben 

wird einleitend von der Notw.endigkeit verschiedener Investitionen gesproQhen, 

gegen die sich der Aufsichtsrat mit der Begründung,er habe Bedenken wegen 

einertlberschuldung des Betriebes, gewendet hat. In weiteren Besprevhungen . 

mi-t dem Allfsichtsrat wurde immer klarer, dass der Aufsichtsrat die Genehlnigung 

. für weitere Investitionen nur dann zu geben gewillt ist, wenn der Vorstand . 
. "Vorwärts" 

sich ,bereit erklärt,einan Abnehmer t und zwar der Druok- und Verlagsanstalt ' 

einen Sonderrabatt auf sämtliohe Papierbezilge im Ausmass von 10% zu gewähren. 
, 

Diese Bonifikation sollte ein Ausmass von etwa zwei Millionen Sohilling 

haben. Vorgebraoht wurde dieses Begehren von den Mitgliedern des Aufsichts­

rates, die den Soziali$tisohen Verlag Ges~m.b .H., der gleichzeitig auoh Inhaber 

des "Vorwärts"-Verlages ist, vertreten. Diev_ol1 den Mitgliedern des Aufsichts­

rate$ geforderte Papierverbilligung zugunstendes "Vorwärtd'-Verlages ist 

zweifellos kein gesohäftsüblicher Rabatt und wurde daher vom Vorstand des 

Unternehmens abgelehnt. 
\ 

Die Vere.inbarung der ÖPA. der auch die SteyrermUhl-AG. beiget reten ist. 

besagt, dass Rabatte an Grossbe'ziehervon ~ehr als 2%. nicht gewährt werden 

dU rien. Auoh die Satzungen der· Steyrermühl-AG. enthalten ke:!.ne Bestimmungen, 

die einem der AktionäreVorzugsrechte; z.B. einen verbilligten Pal?ierbezug, 

einräumen würden •. Aus dem Vorgesagten ergibt sichkla.;r, dass der Aufsichtsrat 

weitere Investitionen' in der Papierfabrik Steyrermühl-AG. nicht wegen der 

Befürohtungen einer allzu grossen Vers ~huldung diese,s BetriebeS abgelehnt 
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hat, sondern aus dem Titel f um die Gewährung flines. S;mderrabattes für 

den ttVorwärhfl-Verlag du.rchzusetzen. 

Nach dem von den Vorste,ndsmi tgll adern in dem erwähnten Schrei ben ,,"om 

·30.August 1951 gesohilderterl. Sadh"v-erhalt liegt z~"1eifellos e~.n Vergehen 

naoh dem Aktiengesetzsowie der Verdaoht des V~rbrechens deI' Erpressung 

vor. 
Die gefertigten AbgeoI'dneten sind. der Meinung,dass es Sache der 

Wirtschaftspolizei wäre, den vom Vorst'and der SteyreruUihl-AG. vorgetragenen 

Sa.ollverllal t zu ~tersuchen Wld~ falls sic,h die Richtlgkei t dieser Da1"" 

stellung hepausstellt ~ entsp:recher.dc Antl'g'ge bei. d.er Staatsanwa~taoh/j.ft zu 

stellen. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher.all. den Herrn Bundesminister 

tUt' lnneresl die 

!...E- f.E a g e =. 

1. Hat sich. die Wirlsohäftallelizei ber'eits mit d€.n im Grossteil der äst errei­

ohjs chen Tagespresse geschilderten Vorgängen bei der 'S{;-Byrel.-mUhl ... AG. be­

sChäftigt, wenn ja, mit welchem Ergeb.is? 

2. Falls dies noch nicht geschehen sein sollte, ist der Herr Bundesminl.ster 

für Inneres bereit, die diesbezügliohen Erhebungell der Wirts(>hafts:po!.1zei 

ohne, Verzug einleiten zu lassen? 

-.- •. - ,-'f!1'" 
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